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Öffentliche Bekanntmachung vom 22.06.2021 

Satzung zur rückwirkenden Änderung der Satzung der Stadt Köln über die 
Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren 
(Straßenreinigungssatzung - StrReinS -) vom 19. Dezember 2012 

vom 16. Juni 2021 

Der Rat der Stadt Köln hat in seiner Sitzung vom 06.05.2021 aufgrund der §§ 1, 3 und 4 des 
Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Straßen (StrReinG NRW) vom 18. Dezember 1975 
(SGV. NRW. 2061) in Verbindung mit den §§ 2, 4, 6, 12 und 20 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 
(SGV. NRW. 610) und den §§ 7 und 77 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (SGV. NRW. 2023) - jeweils 
in der bei Erlass dieser Satzung geltenden Fassung – diese Satzung beschlossen: 

§ 1

1. § 7 Abs. 2 Nr. 1 erhält folgende Fassung:

„Maßgebend sind alle an erschließende Straßen angrenzende und diesen zugewandte 
Grundstücksseiten (Frontlänge). Der erschließenden Straße zugewandt ist eine 
Grundstücksseite, soweit sie parallel oder in einem Winkel von weniger als 45 Grad zur 
erschließenden Straße verläuft; dabei kommen nur die der erschließenden Straße 
nächstgelegenen Grundstücksseiten in Ansatz. Keine zugewandten Seiten sind die hinter 
angrenzenden und zugewandten Fronten liegenden und damit abgewandten Seiten.“ 

2. § 7 Abs. 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung:

„Ist ein Grundstück ausschließlich als Hinterlieger zu veranlagen, so sind lediglich die zwei 
längsten zugewandten Seiten zur Veranlagung heranzuziehen. Weist ein Anliegergrundstück 
zugleich zugewandte Seiten auf, so ist neben den angrenzenden Seiten lediglich die längste 
der zugewandten Seiten zur Veranlagung heranzuziehen.“ 

§ 2

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2013 in Kraft. 

Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird auf die Rechtsfolgen nach § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen hingewiesen. 
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§ 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung lautet:

"Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet

oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt."

Köln, den 16.06.2021 Die Oberbürgermeisterin 
In Vertretung 
gez. Dörte Diemert 
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